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Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem 
geändert wird; 
Begutachtung 

An 

Datumdfunkge.se.tz ............ . 

Verteilt.. ......... J .... Qez. ,1~92 "~.,,-,,V',/ 

die österreichische Präsidentschaftskanzlei 
die Parlamentsdirektion 
den Rechnungshof 
die Volksanwaltschaft 
den Verfassungsgerichtshof 
den Verwaltungsgerichtshof 
alle Bundesministerien 
das Bundesministerium für öffentliche wirtschaft und Verkehr, 

Sektion V 
das Sekretariat von Herrn Vizekanzler Dr. BUSEK 
das Sekretariat von Herrn Bundesminister WEISS 
das Sekretariat von Frau Bundesministerin DOHNAL 
das Sekretariat von Herrn Staatssekretär Dr. DITZ 
alle Sektionen des Bundeskanzleramtes 
den österreichischen Rat für Wissenschaft und Forschung 
die Generaldirektion der österreichischen Bundesforste 
die Generaldirektion der österreichischen Bundesbahnen 
die Generaldirektion für die Post- und Telegraphenverwaltung 
alle Ämter der Landesregierungen 
die Verbindungsstelle der Bundesländer beim Amt der Niederöster­

reichischen Landesregierung 
den Datenschutzrat 
die Geschäftsführung des Familienpolitischen Beirates beim 

Bundesministerium für Umwelt, Jugend und Familie 
den österreichischen Städtebund 
den österreichischen Gemeindebund 
die Bundeskammer der gewerblichen Wirtschaft 
die Bundesarbeitskammer 
die Präsidentenkonferenz der Landwirtschaftskammern österreichs 
den österreichischen Landarbeiterkammertag 
den österreichischen Rechtsanwaltskammertag 
alle R~chtsanwaltskammern 
die österreichische Notariatskammer 
die österreich ische Patentanwaltskammer 
die österreichische Ärztekammer 
die österreichische Dentistenkammer 
die Bundeskammer der Tierärzte österreichs 
die österreichische Apothekerkammer 
die Bundesingenieurkammer 
die Kammer der Wirtschaftstreuhänder 
die österreichische Hochschülerschaft 
die Bundeskonferenz der Kammern der freien Berufe 
die Vereinigung österreichischer Industrieller 
den österreichischen Gewerkschaftsbund 
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Gewerkschaft öffentlicher Dienst 
Verhandlungsausschuß der Gewerkschaften des öffentlich 

Dienstes 
Hauptverband der österreichischen Sozialversicherungst 
österreichische Bischofskonferenz 

I österreichischen Bundestheaterverband 
Bundeskonferenz des wissenschaftlichen und künstlerisc.en 

I, 
I Personals 

Bundeskonferenz der Universitäts- und 
österreichische Rektorenkonferenz 
Verband der Professoren österreichs 
österreichische Normungsinstitut 

HOChschulProfesstren 

österreichischen Bundesjugendring 
Verband österreichischer Zeitungsherausgeber 
Bundessportorganisation 
Hauptverband der Land- und Forstwirtschaftsbetriebe 

österreichs 

I 
I 
!; 

Auto-, Motor- und Radfahrerbund österreichs t 
österreichischen Automobil-, Motorrad- und TouringClUb~ 
österreichische Gesellschaft für Gesetzgebungslehre . 
vereinigung österr. Richter ' 
Bundessektion Richter und staatsanwälte in der Gewerkshaft 

öffentlicher Dienst I . ' [, rechtswlssenschaftllche Fakultät der Universität Wien ( 
rechtswissenschaftliche Fakultät der Universität Graz r 
rechtswissenschaftliche Fakultät der Universität Linz i' 

rechtswissenschaftliche Fakultät der Universität salzbkrg 
rechtswissenschaftliche Fakultät der Universität Innsbfuck 
österreichischen Wasse.rwirtschaftsverband . 
österreichischen Bundesfeuerwehrverband 
österreichischen Ingenieur- und Architekten-Verein 
evangelischen Oberkirchenrat A und HB Wien 
Verband österr. Mittel- und Großbetriebe des Einzelhan eIs 
österreichischer Berufsverband der Erzieher 
österreichischen Verband der Markenartikelindustrie 
ARGE DATEN 
österreichische Institut für Rechtspolitik 
österreichische Arbeitsgemeinschaft für Rehabilitation 
Vorsitzenden der Konferenz der Unabhängigen 

Verwaltungssenate 
Institut für Europarecht Wien 
Forschungsinstitut für Europarecht Graz 
Forschungsinstitut für Europafragen an der 

wirtschaftsuniversität Wien 
Zentrum für Europäisches Recht Innsbruck 
Forschungsinstitut für Europarecht Salzburg 
Forschungsinstitut für Europarecht Linz 
Institut für Verfassungs- und Verwaltungsrecht, 
österreichische Institut für Menschenrechte 
Lebenshilfe österreich 
Vertreter der römisch-katholischen Kirche in Angeleg 

heiten der europäischen Integration Dr. ECKERT 
Verband der Elektrizitätswerke österreichs 
österreichischen Verband für elektronische Medien 
Institut für Publizistik und Kommunikationswissenscha 

Salzburg 
;' 
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das Institut für Publizistik und Kommunikationswissenschaft, 
Wien 

FERL 
den Evangeliumsrundfunk 
den österreichischen Filmförderungsfonds 
den Wiener Filmfinanzierungsfonds 
den österreichischen Rundfunk 

Trettenbrein 2475 

Als Anlage übermittelt das Bundeskanzleramt-Verfassungsdienst 

den Entwurf einer Novelle zum Rundfunkgesetz samt 

Erläuterungen. Anlaß ist die durch das EWR-Abkommen 

vorzunehmende ,Anpassung der österreichischen Gesetzgebung an 

die "Richtlinie des Rates vom 3. Oktober 1989 zur Koordinierung 

bestimmter Rechts- und Verwaltungsvorschriften der 

Mitgliedstaaten über die Ausübung der Fernsehtätigkeit". Eine 

Textgegenüberstellung erscheint entbehrlich, weil die 

vorgeschlagene Novellierung überwiegend aus neu zum geltenden 

Recht hinzutretenden Bestimmungen besteht. 

Es wird ersucht, zu diesem Entwurf bis zum 

14. Dezember 1992 

stellung zu nehmen und 25 Ausfertigungen auch dem Präsidium des 

Nationalrates zur Verfügung zu stellen. 
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E n t w u r f 

Bundesgesetz, 

mit dem das Rundfunkgesetz geändert 

(Rundfunkgesetznovelle 1992) 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

wird 

Das Bundesgesetz über die Aufgaben und die Einrichtung des 

österreichischen Rundfunks (Rundfunkgesetz), BGBl. 

Nr. 379/1984, zuletzt geändert durch das BundesgesetzBGBl.' - , 

! 

Nr. 10/1991, wird wie folgt geändert: !. 

1. Nach § 3 werden die folgenden §§ 3a und 3b eingefügt: 

"§3a. (1) Derösterreichische Rundfunk hat im Rahmen de 

praktisch Durchführbaren und mit angemessenen Mitteln d 

Sorge zu tragen, daß der Hauptanteil seiner Sendezeit i 

Fernsehen, die nicht aus Nachrichten, sportberichten, 

spielshows oder Werbe~ und Teletextleistungen besteht, 

Sendung von europäischen Werken im sinne des Abs. 2 

vorbe~alten bleibt. Dieser Anteil soll in den Bereichen 

Information, Bildung, Kultur und untefnaltung schrittwe 

_ anhand geeigneter Kriterien erreicht werden. 

(2) Unter europäischen Werken sind zu verstehen: 

1. Werke aus den staaten, die Vertragsparteien des 

Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum ind, 

sofern diese Werke den Voraussetzungen von Abs. 

genügen; 
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sind, sofern diese Werke den Voraussetzungen des 

Abs. 3 genügen; 

3. Werke aus anderen europäischen Drittländern, sofern 

diese Werke den Voraussetzungen von Abs. 4 genügen. 

(3) Werke im Sinne des Abs. 2 Z 1 und 2 sind Werke, die 

im wesentlichen in Zusammenarbeit mit in einem oder mehreren 

der in Abs. 2 Z 1 und 2 genannten Staaten ansässigen Autoren 

und Arbeitnehmern geschaffen wurden und eine der drei 

folgenden Voraussetzungen erfüllen: 

1. Sie sind von einem oder mehreren in einem'bzw. 

mehreren dieser Staaten ansässigen Hersteller(n) 

geschaffen worden; 

2. ihre Herstellung wird von einem oder mehreren in 

einem bzw. mehreren dieser Staaten ansässigen 

Hersteller(n) überwacht und tatsächlich kontrolliert; 

3. der Beitrag von Koproduzenten aus diesen Staaten zu 

den Gesamtproduktionskosten beträgt mehr als die 

Hälfte und die Koproduktion wird nicht von einem bzw. 

mehreren außerhalb dieser Staaten ansässigen 

He!steller(n) kontrolliert. 

(4) Werke im sinne des Abs. 2 Z 3 sind Werke, die 

entweder ausschließlich oder in Koproduktion mit in einem 

oder mehreren europäischen Staaten ansässigen Herstellern 

von Herstellern geschaffen wurden, welche in einem oder 

mehreren europäischen Drittländern ansässig sind, mit denen 

die Vertragsparteien des Abkommens über den Europäischen 

Wirtschaftsraum entsprechende Abkommen geschlossen haben, 

sofern diese Werke im wesentlichen unter Mitwirkung von in 

einem oder mehreren europäischen staaten ansässigen Autoren 

und Arbeitnehmern geschaffen wurden. 

(5) Werke, die keine europäischen Werke im sinne von 

Abs. 2 sind, jedoch im wesentlichen in Zusammenarbeit mit in 
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einem oder mehreren Staaten, die Vertragsparteien des 

Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum sind, 

ansässigen Autoren und Arbeitnehmern geschaffen wurden, 

gelten proportional zu dem Beitrag von Koproduzenten 

diesen Staaten zu den Gesamtproduktionskosten als 

europäische Werke. 

(6) Kann de~ Anteil gemäß Abs. 1 nicht erreicht wer en, 

so darf dieser nicht niedriger als der Anteil sein, der'1988 

für die Fernsehprogramme des österreichischen Rundfunks,jim 

Durchschnitt festgestellt wurde. 

(7) Der österreichische Rundfunk hat bis zum 30. 

eines jeden Jahres der Bundesregierung einen Bericht 

die Durchführung des Abs. 1 und des § 3b im vorangegang'nen 

Kalenderjahr zu übermitteln. 

§ 3b. Der österreich ische Rundfunk hat im Rahmen des 

praktisch Durchführbaren und mit angemessenen Mitteln :für 

Sorge zu tragen, daß mindestens 10 v.H. seiner Sendezei im 

Fernsehen, die nicht aus Nachrichten, Sportberichten, 

spielshows oder Werbe- und Teletextleistungen besteht, der 

alternativ mindestens 10 v.H. seiner Haushaltsmittel f- die 

p~ogrammgestaltung der Sendung europäischer Werke von 

Herstellern vorbehalten bleibt, die von Fernsehveranst 

unabhängig sind. Dieser Anteil ist in den Bereichen 

Information, Bildung, Kultur und Unterhaltung schrittw 

anhand geeigneter Kriterien zu erreichen. Dazu 

. I 
I 

! 

angemessener Anteil neueren Werken vorbehalten bleiben, . I 

sind Werke, die innerhalb eines zeitraums von fünf Jah en J 
nach ihrer Herstellung ausgestrahlt werden." 

2. § 5 Abs. 4 lautet: 

"(4) Eines der Programme des Hörfunks hat von Werbesen ~ngen 

frei zu bleiben; den Umfang der Werbesendungen (Spots, i 

Kurzsendungen und gestaltete Werbe sendungen einschließ iCh , 

gestalteter An- und ~sagen von Patronanzsendungen) in den 

übrigen Programmen setzt auf Vorschlag des 
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Generalintendanten das Kuratorium fest. Sendezeiten für 
kommerzielle Werbung dürfen am Aschermittwoch, 

Gründonnerstag, Karfreitag, am 1. und 2. November sowie am 

24. Dezember weder im Hörfunk noch im Fernsehen vergeben 

werden. Werbe sendungen für Tabakwaren und Spirituosen .sowie 

unter der Wahrnehmungsgrenze liegende Werbesendungen sind 

unzulässig. Werden dieselben Werbesendungen zur gleichen 

Zeit in mehreren Programmen gesendet, so sind sie nicht 
mehrfach zu zählen. Das Kuratorium kann auf Vorschlag des 

Bundesministers für Gesundheit, Sport und Konsumentenschutz 

weitere im Interesse der Volksgesundheit notwendige 

Beschränkungen hinsichtlich der kommerziellen Werbung 
.festlegen." 

3. § 5 Abs. 5 bis 8 lauten: 

"(5) Im Hörfunk darf die tägliche Dauer von 

Werbe sendungen insgesamt 120 Minuten nicht überSchreiten, 

wobei Abweichungen von höchstens 20 v.H. pro Tag zulässig 

sind. Werbe sendungen die in Lokalprogrammen des Hörfunks 
gesendet werden sind nur einmal zu zählen. 

(6) Die Werbesendungen in beiden Programmen des 

Fernsehens dürfen im Wochendurchschnitt die tägliche Dauer 

von insgesamt 20 Minuten nicht überschreiten, wobei 

Abweichungen von höchstens 20 v.H. pro Tag zulässig sind. 

Innerhalb eines Einstunden-Zeitraumes darf die Dauer der 
Fernsehwerbung 20 v.H. nicht überschreiten. 

(7) Sendungen nach den Abs. 1 und 3 sind in der An- und 
Absage entsprechend zu kennzeichnen. 

(8) Abs. 4 bis 6 sind auf Patronanz sendungen nicht 

anzuwenden, soweit es sich dabei nicht um gestaltete An- und 

Absagen handelt. Weiters sind Abs. 4 bis 6 auch auf 

Sendungen nicht anzuwenden, die von einem Gericht oder von 

der Kommission (§ 29) angeordnet werden." 
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4. Nach § 5 werden die,folgenden Bestimmungen eingefügt: 

U§ 5a. Schleichwerbung ist unzulässig. Schleichwerbung is 

die Erwähnung oder Darstellung von Waren, Dienstleistunge 

Namen, Marken oder Tätigkeiten eines Herstellers von Ware 

oder eines Erbringers von Dienstleistungen in programmen,1 

wenn sie vom österreichischen Rundfunk absichtlich zu 

'I" , . 

Werbe zwecken vorgesehen ist und die Allgemeinheit 
hinsichtlich des eigentlichen Zwecks dieser Erwähnung 
Darstellung irreführen kann. Eine Erwähnung oder Darstell g 

gilt insbesondere dann als beabsichtigt, wenn sie gegen 

Entgelt oder eine ähnliche Gegenleistung erfolgt. 

§ 5b.(1) Fernsehwerbung ist grundsätzlich in Blöcken und 

zwischen einzelnen Sendungen auszustrahlen. Einzeln 
gesendete werbespots müssen die Ausnahme bilden. Unter d 
in den Absätzen 2 bis 5 genannten Voraussetzungen kann 

Fernsehwerbung auch in die laufenden Sendungen eingefügt : 

werden, sofern sieden Zusammenhang und den Wert der 
Sendungen nicht beeinträchtigt, wobei die natürlichen 

Programmunterbrechungen und die Länge und Art des Progra s 

zu berücksichtigen sind, und sofern nicht gegen die Rech 

von Rechtsinhabern verstoßen wird. 

(2) Bei Sendungen, die aus eigenständigen Teilen 

bestehen, oder bei Sportsendungen und Sendungen über ähn 

strukturierte Ereignisse und Darbietungen mit Pausen kan 
die Werbung nur zwischen die eigenständigen Teile oder iJ~·. 

die Pausen eingefügt werden. ! 

(3) Die Übertragung audiovisueller Werke, wie 
Kinospielfilme und Fernsehfilme (mit Ausnahme von Serien·· 

Reihen, leichten Unterhaltungssendungen und 
Dokumentarfilmen) kann für jeden vollen zeitraum von 45 

Minuten einmal unterbrochen werden, sofern ihre 

programmierte Sendezeit mehr als 45 Minuten beträgt~ Ein 
! 

weitere Unterbrechung ist zulässig, wenn die programmier e 
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Sendedauer um mindestens 20 Minuten über zwei oder mehrere 

volle 45-Minuten-zeiträume hinausgeht. 

(4) Werden andere als die unter Abs. 2 fallende 
Sendungen durch Werbung unterbrochen, so soll zwischen zwei 

aufeinander folgenden Unterbrechungen innerhalb der Sendung 

ein Abstand von mindestens 20 Minuten liegen. 

(5) Die Übertragung von Gottesdiensten darf nicht durch 

Werbung unterbrochen werden. Des weiteren dürfen 
Nachrichten, Magazine über das aktuelle zeitgeschehen, 

Dokumentarfilme, Sendungen religiösen Inhalts und 
Kinderprogramme, die eine programmierte Sendezeit von 

weniger als 30 Minuten haben, nicht durch werbung 
unterbrochen werden. Beträgt ihre programmierte Sendezeit 

mindestens 30 Minuten, so gelten die Bestimmungen der 

vorangegangenen Absätze. 

§ Sc. Fernsehwerbung darf nicht 

1. die Menschenwürde verletzen, 
2. Diskriminierungen nach Rasse, Geschlecht oder 

Nationalität en~halten, 
3. religiöse oder pOlitische überzeugungen verlet.zen, 

4. Verhaltensweisen fördern, die die Gesundheit oder 

Sicherheit gefährden und 
5. Verhaltensweisen fördern, die den Schutz der Umwelt 

gefährden. 

§ 5d. Fernsehwerbung für alkoholische Getränke muß folgenden 

Kriterien entsprechen: 

0091V 

1. Sie darf nicht speziell an Minderjährige gerichtet 
sein und insbesondere nicht Minderjährige beim 

Alkoholgenuß darstellen. 
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Verbesserung der physischen Leistung und Alkoholgenuß 
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oder dem Führen von Kraftfahrzeugen und Alkoholgen 

hergestellt werden~ 

, " I 

3. Es darf nicht der Eindruck erweckt werden, 

Alkoholgenuß fördere sozialen oder sexuellen 

4. sie darf riicht eine -therapeutische, stimulierende, t 

beruhigende oder konfliktlösende Wirkung von Alkoh 
f 

suggerieren.. I; 

5. unmäßigkeit im Genuß alkoholischer Getränke darf : 

n'icht gefördert oder Enthal tsamkei t oder Mäßigung~' 
nicht negativ dargestellt werden. 

6. Dle Höhe des Alkoholgehalts von Getränken darf ni t 

als positive Eigenschaft hervorgehoben werden. 

§ Se. - Die Fernsehwerbung darf Minderjährige weder ~ , 

körperlicheri~ noch seelischen Schaden zufügen und unterlii<J,t 

daher folgenden Kriterien zum Schutz Minderjähriger: r 
\ 

1. sie darf keine direkten Kaufappelle an Minderjähr ge 

richten, die deren Unerfahrenheit und 

Leichtgläubigkeit ausnutzen. 

2. Sie darf Minderjährige nicht unmittelbar dazu 

auffordern, ihre Eltern oder Dritte zum Kauf der ' 

beworbenen Ware oder Dienstleistung zu bewegen. 

3. Sie darf nicht das besondere Vertrauen ausnutzen, das 

Minderjährige zu Eltern, Lehrern oder anderen 

Vertrauenspersonen haben. 

4. Sie darf Minderjährige nicht ohne berechtigten 

in gefährlichen situationen zeigen. 

§ 5 f. (1) Eine finanz iel'l unterstützte Fernsehsendung 1 i 

vor, wenn ein nicht im Bereich der Produktion von 

audiovisuellen Werken tätiges öffentliches oder private 

unternehmen einen Beitrag zu ihrer Finanzierung mit dem 2!iel 

leistet, seinen Namen, sein Warenzeichen, sein 

Erscheinungsbild, seine Tätigkeit oder seine Leistungen ~u 

fördern. 

, I 
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(2) Finanziell unterstützte Fernsehsendungen müssen 

folgenden Anforderungen genügen: 

1. Inhalt und Programmplatz einer finanziell 

unterstützten Sendung dürfen vom Auftraggeber auf 

keinen Fall in der Weise beeinflußt werden, daß die 

Verantwortung und die redaktionelle Unabhängigkeit 

des österreich ischen Rundfunks in bezug auf die 

Sendung angetastet werden. 

2. Sie sind als finanziell unterstützte Fernsehsendungen 

durch den Namen oder das Firmenemblem des 

Auftraggebers am Programmanfang und am Programmende 

eindeutig zu kennzeichnen. 

3. Sie dürfen nicht zu Kauf, Miete oder Pacht von 

Erzeugnissen oder zur Inanspruchnahme von 

Dienstleistungen des Auftraggebers oder eines 

Dritten, insbesondere .durch spezifische 

verkaufsfördernde Hinweis auf diese Erzeugnisse oder 

Dienstleistungen, anregen. 

(3) Finanziell unterstützte Fernsehsendungen dürfen 

nicht von natürlichen oder juristischen Personen in Auftrag 

gegeben werden, deren Haupttätigkeit die Herstellung oder 

der Verkauf von Erzeugnissen oder die Erbringung von 

Dienstleistungen ist, für die die Werbung gemäß § 5 Abs. 4 

oder nach anderen gesetzlichen Bestimmungen verboten ist. 

(4) Nachrichtensendungen und Sendungen zur pOlitischen 

Information dürfen nicht im Sinn von Abs. 1 finanzi.ell 

unterstützt werden." 

5. Dem § 33 wird folgender Abs. 3 angefügt: 

"(3) § 3a, § 3b, § 5 Abs. 4 bis 8, § 5a, § 5b, § 5c, § 5d, 

§ 5e und § 5f in der Fassung des Bundesgesetzes 

BGBI.Nr .... / .•.. treten gleichzeitig mit dem Abkommen über 

den Europäischen wirtschaftsraum in Kr~ft ... 
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VORBLATT 

Problem: 

Das EWR-Abkommen verpflichtet österreich zur innerstaatl 

Umsetzung der Fernseh-Richtlinie der Europäischen Geme~JJl~~~J 

Lösung: 

'f 
H 

, ! 
! 

Ergänzung des Rundfunkgesetzes, insbesondere durch Vorsehr n 

über die Berücksichtigung europäischer Werke im ,Programm 

ORF und durch Vorschriften über Werbung und finanziell 

unterstützte Sendungen. 

Alternativen: 

1. Verzicht auf Regelungen über Quoten für europäische 

2. Verbot der sog. "Unterbrecherwerbung" gemäß den 

Bestimmungen. 
3. Erweiterung des Geltungsbereichs der Werbevörschriften 

einschließlich der Bestimmungen über finanziell unters 

Sendungen auch auf den Hörfunk. 

Kosten: 

i 

en 

Mit den vorgeschlagenen Regelungen sind keine Mehrkosten 

Verwaltung verbunden. 

:der 

Konformität mit EG-Recht: 

Die vorgeschlagenen Reg~lungen werden auch im Fall einer ' 

EG-Mitgliedschaft österreichs ihre Funktion behalten. 
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E rl ä u t e runge n 

A. Allgemeiner Teil 

1. Eine Teilnahme österreichs am EWR-Abkommen (siehe die 

diesbezügliche Regierungsvorlage 460 BlgNR XVIII. GP) sieht 

die übernahme bestimmter strukturen und Inhalte des 

EG-Rechts vor, insbesondere die Beachtung der einschlägigen 

Richtlinien. 

2. Den Kern des vorliegenden Entwurfes bildet die Anpassung des 

Rundfunkgesetzes (Bundesgesetz über die Aufgaben und die 

Einrichtung des österreichischen Rundfunks, 

BGBI. Nr. 379/1984, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz 

BGBI. Nr. 10/1991) an die im Anhang X des EWR-Abkommens 

angeführte Richtlinie (89/552/EWG). Von dieser Anpassung 

sind in erster Linie die Bestimmungen über die Werbung und 

die finanziell unterstützten Sendungen, sowie bestimmte 

inhaltliche Anforderungen an das Programmprofil des 

österreichischen Rundfunks betroffen. Einem erheblichen Teil 

der in der Richtlinie vorgesehenen Bestimmungen wird bereits 

durch das Rundfunkgesetz oder andere österreichische 

Bundesgesetze entsprochen. 

3. Die Einbeziehung der Fernseh-Richtlinie der EG als "acquis 

communautaire" geht auf die Verhandlungen zwischen 

Vertretern der EFTA-Staaten einerseits und Vertretern der 

Kommission der Europäischen Gemeinschaften andererseits über 

den EWR-Normenbestand im Bereich der audiovisuellen Medien 

zurück. 
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Bei diesen Verhandlungen haben die Vertreter der 

EFTA-Staaten z,unächst vorgeschlagen, das am 5. Mai 1989 

Unterzeichnung aufgelegte Europäische Übereinkommen übe 

grenzüberschreitendes Fernsehen des Europarates (im 

folgenden: Europarats-übereinkommen) als Rechtsgrundlag lder 

Beziehungen im audiovisuellen Bereich heranzuziehen. Di 

EFTA-Vertreter haben im wesentlichen damit argumentiert,; daß 

das Fernsehen im Hinblick auf den zunehmenden Einsatz v4r 

Satelliten keinen Halt vor Staatsgrenzen mache und eine [ 

gesamteuropäische Regelung einschließlich der mittel- u~ 
osteuropäischen Staaten deshalb geboten sei. r 

Diesem Vorschlag hat sich die Kommission der EuroPäisch~ 
Gemeinschaften nicht angeschlossen und die "Richtline d+ 

Rates vom 3. Oktober 1989 zur Koordinierung bestimmter t:· 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten fber 

die Ausübung der Fernsehtätigkeit, 89/552/EWG," (im ~ 
t 

folgenden: Fernseh-Richtlinie) als Grundlage der i 

Rechtsbeziehungen zwischen EFTA-Staaten und den Europäi hen 

Gemeinschaften durchgesetzt. 

4. Von den beiden regelungsbedürftigen Bereichen 

(Programmanteile für europäische Produktionen; 

Fernsehwerbung und finanziell unterstützte Sendungen) s d 

die in Artikel 4 und 5 der Fernseh-Richtlinie vorgesehe n 

Quotenregelungen innerhalb der Europäischen Gemeinschaf 

umstritten. 

Gemäß Art. 4 leg.cit. tragen die Mitgliedstaaten im Rah h 

des praktisch Durchführbaren und mit angemessenen Mitte 

dafür Sorge, daß die Fernsehveranstalter den Hauptantei 

ihrer Sendezeit, die nicht aus Nachrichten, Sportberich 

Spielshows oder Werbe- und Teletextleistungen besteht, r 

Sendung von europäischen Werken vorbehalten. Dieser Ant 

ist unter Berücksichtigung der Verantwortung der 

Rundfunkveranstalter gegenüber ihrem Publikum in den 

Bereichen Information, Bildung, Kultur und Unterhaltung 

schrittweise anhand geeigneter Kriterien zu erreiChen. 
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Art. 5 der Fernseh-Richtlinie sieht vor, daß die 

Mitgliedstaaten unter den bereits in Art. 4 geregelten 

Bedingungen dafür Sorge tragen, daß die Fernsehveranstalter 

mindestens 10 % ihrer Sendezeit oder 10 % ihrer für die 

Programmgestaltung vorgesehenen Haushaltsmittel der Sendung 

europäischer Werke von Herstellern vorbehalten, die von den 

Fernsehveranstaltern unabhängig sind. 

Diese Regelungen sind mit einer Berichtspflicht an die 

Kommission in zweijährigen Abständen verbunden. 

Diese Quotenregelungen, die sich in ähnlicher Form auch in 

dem Europarats-übereinkommen finden, waren bis zur 

Verabschiedung der Fernseh-Richtlinie heftig umstritten. In 

verschiedenen Protokollerklärungen hielten Rat und 

Kommission der Europäischen Gemeinschaften denn auch fest, 

daß die Quotenregelung als politische Verbindlichkeit zu 

charakterisieren sei, wenngleich der Wortlaut der Bestimmung 

keine einschränkende Auffassung zuläßt. 

5. Mit der Umsetzung der Fernseh-Richtlinie wird das 

österreichische Rundfunkgesetz als EG-konform anzusehen 

sein. In .diesem Zusammenhang ist zu erwähnen, daß es gemäß 

Art. 3 leg.cit. den Mitgliedstaaten der Gemeinschaft 

unbenommen bleibt, die ihrer Rechtshoheit unterliegenden 

Fernsehveranstalter strengeren oder ausführlichereren 

Bestimmungen zu unterwerfen. Dies ist derzeit beispielsweise 

bei den Bestimmungen über die gesetzlich zugelassene Dauer 

der Fernsehwerbung der Fall. 
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B. Besonderer Teil 

Zu Z 1 (§ 3a Abs. 1 bis 7 und § 3b): 

Zu § 3a Abs. 1: 

" I: 

I: 
( , 
I 

~' 
f 

f' 
~ 

t 
f 
f 

Diese aus Art. 4 der Fernseh-Richtlinie übernommene RegelUt sieht die Förderung der europäischen programmproduktion du h 

die Vorschreibung bestimmter Quoten an der Gesamtsendedaue , 

die nicht aus Nachrichten, Sportberichten, spielshowsoder!' 
'! 

Werbe- und Teletextleistungen besteht, vor. Dabei soll mehals 

die Hälfte der Sendezeit europäischen Werken vorbehalten 

bleiben. Ähniiche Quotenvorschriften finden sich in einige 

nationalen Rechtsvorschriften , beispielsweise in Frankr'eic 

oder (freilich nicht zugusten europäischer Werke) in Kanad 

Demgegenüber haben etwa die Bundesrepublik Deutschland und 

Schweiz diese Regelung unter Berufung auf einschlägige 

Protokollerklärungen des Rates und der Kommission (siehe 

nur sehr rudimentär um~esetzt. 

Während in dem 1984 von der Kommission der Europäischen 

Gemeinschaften vorgelegten "Grünbuch über die Errichtung 

gemeinsamen Marktes für den Rundfunk, insbesondere über 

Satellit und Kabel" (KOM [84] 300 endg.) von der Einführun 'von 

Programmquoten Abstand genommen wurde, enthielt der 1988 v 

der Kommission der Europäischen Gemeinschaft vorgestellte 

"Geänderte Vorschlag für eine Rrchtlinie des Rates zur 

Koordinierung bestimmter Recht- und Verwaltungsvorschrifte ider 

Mitgliedstaaten über die Ausübung der Rundfunktätigkeit" ene 

verbindliche Vorschrift über die Einhaltung bestimmter Quo ~n. 

Der entsprechende Text hatte folgenden Wortlaut: "Die 

Mitgliedstaaten sorgen dafür, daß Fernsehunternehmen und 

Kabelbetreiber, die Fernsehsendungen weiterverbreiten, 
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mindestens 60 Prozent ihrer Sendezeit, die nicht aus 

Nachrichten, Sportereignissen oder Spielshows, Werbe- oder 

Teletextleistungen besteht, der Sendung von Werken aus der 

Gemeinschaft vorbehalten ... " (Art. 2 geänderter Entwurf). 

Unter teils massivem Druck einerseits bestimmter 

Mitgliedstaaten der Gemeinschaft andererseits der Vereinigten 

st~aten von Amerika, gemeinsam mit europäischen 

Nicht-Mitgliedstaaten wurde der Art. 4 der Fernseh-Richtlinie 

soweit entschärft, daß dem Wortlaut entsprechend zwar eine 

Quote von 50 Prozent zu erreichen ist, jedoch mit der 

Einschränkung, daß die Mitgliedstaaten deren Einhaltung 

lediglich "im Rahmen des praktisch Durchführbaren und mit 

angemessenen Mitteln" durchsetzen. Eine weitere Einschränkung 

erfährt die Quotenregelung durch den zweiten Satz des Art. 4 

Abs. 1, wonach dieser Anteil unter Berücksichtigung der 

Verantwortung der Rundfunkveranstalter gegenüber ihrem Publikum 

in den Bereichen Information, Bildung, Kultur uhd Unterhaltung 

"schrittweise anhand geeigneter Kriterien" zu erreichen sei. In 

Protokollerklärungen, die jedoch nicht Teil der 

Fernseh-Richtlinie sind, haben Rat und Kommission denn auch 

festgehalten, daß sich die Mitgliedstaaten durch die in Art. 4 

und 5 leg.cit. enthaltene Regelung lediglich politisch auf die 

dort vereinbarten Ziele verpflichten. 

Zwei der einschlägigen Protokollerklärungen lauten: 

"Rat und Kommission stimmen überein, daß sich die 
Mitgliedstaaten durch Artikel 4 und 5 politisch auf die dort 
vereinbarten Ziele verpflichten." 

"Die Kommission bestätigt, daß sie die Artikel 4 und 5 im 
Lichte der gemeinsamen Erklärung von Rat und Kommission 
auslegen wird, wonach sich die Mitgliedstaaten durch Artikel 4 
und 5 politisch auf die dort vereinbarten Ziele verpflichten, 
und daß der in Artikel 4 festgelegte Anteil jeden 
Fernsehveranstalter betrifft, auf den die Richtlinie Anwendung 
findet." 

Die Kommission der Europäischen Gemeinschaften überläßt den 

Mitgliedstaaten die Auslegung der einschränkenden Textpassagen 

und läßt offen, was unter "im Rahmen des praktisch 

Durchführbaren und mit angemessenen Mitteln", sowie unter 

"geeigneten Kriterien" zu verstehen ist. Insgesamt soll der ORF 
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bei der Auswahl von Programmen das Kriterium des 

Ursprungslandes stärker bewerten, wobei die in § 2 des 

Rundfunkgesetzes formulierten Programmgrundsätze weiter zu 

beachten sind. Im Hinblick auf die in § 3a verwendeten i 

Ausdrücke "im Rahmen des. praktisch Durchführbaren und mit" .. 

angemessenen Mitteln" sowie "unter Berücksichtigung der ! 
Verantwortung der Rundfunkveranstalter gegenüber ihrem !' 
Publikum" genießen diese Programmgrundsätze Vorrang. Inner+lb 

eines Zeitraumes von fünf Jahren ab dem Inkrafttreten des f 
r 

Gesetzes soll der Anteil europäischer Werke im Sinne des § [pa 

deutlich angehoben werden, sofern der in Abs.l genannte An~il 
nicht schon früher erreicht wird (vgl. Art. 4 Abs. 4 der i: 

Fernseh-Richtlinie). Besondere Berücksichtigung sollen dab 'i 

auch jene Werke erfahren, die in österreich von inländisch 

Herstellern allein oder in Koproduktion mit ausländischen 

Partnern hergestellt wurden. 
, 

Zu § 3a Abs. 2 bis 6: f 
I: 
~ 

Die Abs. 2 bis 6, die im wesentlichen Art. 6 der !' 

Fernseh-Richtlinie entsprechen, legen fest, welche Werke a~$ 
"europäisch" gelten und daher in die Quoten gemäß § 3a Abs 1 

einzurechnen sind. Entsprechend dem Wortlaut dieser Absätz 

gelten alle Werke als "europäisch", die aus Staaten, die 

vertragsparteien des EWR-Abkommens sind, aus Drittländern, 

vertragsparteien des Europarats-übereinkommens sind und au 

anderen europäischen Drittländern stammen, soferne diese 

Drittländer entsprechende Abkommen mit der Republik österr 

oder mit Vertragsparteien des EWR-Abkommens abgeschlossen 

und die Werke im wesentlichen unter Mitwirkung von in eine 

oder mehreren Vertrags staaten ansässigen Autoren und 

Arbeitnehmern geschaffen wurden. Um zu verhindern, daß 

nicht-europäische Filmproduzenten in Europa Filme herstell 

und diese in die Quote einzurechnen sind, wird darüberhina 

gefordert, daß die "europäischen Werke" auch von Autoren 

Arbeitnehmern geschaffen werden, die in Staaten, die 

Vertragsparteien des EWR-Abkommens sind oder in eurepäisch 

Drittländern, die Vertragsparteien des 

Europarats-übereinkommens sind, ansässig sind (Abs. 3). Da 
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sollen die effektive Kontrolle über die Herstellung von Filmen 

einerseits, aber auch der Verbleib des wirtschaftlichen Nutzens 

der Filmherstellung in Europa sichergestellt werden. Abkommen 

gemäß § 3a Abs. 4 schließen bi- oder multilaterale Verträge 

zwischen österreich und Drittländern etwa über die gemeinsame 

Herstellung audiovisueller Werke ein. 

Koproduktionen gelten dann zur Gänze als "europäische Werke", 

wenn die Koproduktion von europäischen Herstellern kontrolliert 

wird und gleichzeitig zumindest die Hälfte der gesamten 

Produktionskosten von europäischen Partnern aufgebracht wird. 

Werden nun Werke in Koproduktion mit außereuropäischen Partnern 

hergestellt, so gelten diese proportional zum europäischen 
Anteil an den Gesamtproduktionskosten als "europäische Werke", 

und werden lediglich proportional in die Programmquote 

eingerechnet (Abs. 5). 

Eine zusätzliche Einschränkung erfährt die Quotenregelung durch 

Abs. 6, wonach für den Fall, daß der österreichischeRundfunk 

die vorgeschriebene Quote nicht erreichen kann, lediglich 

derjenige Anteil erreicht werden m~ß, der für das Programm des 

ORF im Jahr 1988 als Durchschnitt erreicht wurde. 

Zu § 3a Abs. 7: 

Der österreichische Rundfunk wird dazu verpflichtet, über das 

Sendeprofil und die Herkunft der Sendungen gemäß §3a Abs. 2 
bis 5 Aufzeichnungen zu führen und diese der Bundesregierung am 

30. Juni eines jeden Jahres vorzulegen. Diese Berichtspflicht 

erstreckt sich auch auf die Bestimmung des § 3b. 

Diese Berichte sollen enthalten: 

1. Name, Herkunft, Dauer, Sendeplatz (Tag, Uhrzeit) aller 

sendungen in den beiden Fernseh-Programmen, die nicht aus 

Nachrichten, Sportberichten, Spielshows oder Werbe- und 

Teletextleistungen bestanden; 
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2. Aufstellung in Tabellenform aller gemäß § 3a als 

"e,uropäische Werke" geltenden Programme; 

3. Aufstellung in Tabellenform aller gemäß § 3b als "Werke 

unabhängiger Produzenten" geltenden Programme; 

4. Kumulierte Angaben über die Sendedauer der jeweiligen 

Kategorien (außereuropäische Werke, europäische Werke, We ke 

von unabhängigen Produzenten). 

5. Gegebenenfalls nähere Angaben gemäß § 3a, sollte die 

Herkunft von Werken nicht zweifelsfrei feststehen. 
I 

Berichtszeitraum ist immer das vorangegangene Kalenderjahr. ! 
i 

Zu § 3b: 

Als zweite in der Fernseh-Richtlinie vorgesehene Maßnahme z 

Förderung der europäischen programmproduktion werden die 

Fernseh-veranstalter dazu verpflichtet, zumindest 10 v.H. i 

Sendezeit, die nicht aus Nachrichten, sportberichten, 

spielshows oder Werbe- und Teletextleistungen besteht oder I: 
wahlweise - 10 v.H. ihrer für qie programmgestaltung i 

aufgewendeten Haushaltsmittel der Sendung von Programmen 

vorzubehalten, die von "unabhängigen Produzenten" stammen. 

Ebenso wie die Quotenregelung in § 3a Abs. 1 erfährt die 

Regelung in § 3b durch die Worte If im Rahmen des praktisch " 

Durchführbaren und mit a?gemessenen Mitteln" und "schrittwe !#.,16 
anhand geeigneter Kriterien" eine Einschränkung, die den .1: 

politischen Charakter auch dieser Bestimmung unterstreicht. ' 
-~ 

"Praktisch durchführbar" im Sinne des §3b bedeutet, daß nur 

dann Werke von unabhängigen Produzenten zu berücksichtigen 

sind, wenn diese in ausreichender technischer upd 

professioneller Qualität angebo~en werden und den inhaltlic en 

Anforderungen des § 2 RFG genügen. Unter "angemessenen iln" 

im sinne des § 3b ist zu verstehen, daß nur dann Werke von 

unabhängigen Produzenten zu berücksichtigen sind, wenn zu 

marktüblichen Preisen angeboten werden,wobei zu bedenkent, 

daß die Preise solcher Werke im 'allgemeinen höher liegen, ·8 

für Kaufpro~uktionen außereuropäischen Ursprungs. 
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2. Aufstellung in Tabellenform aller gemäß § 3a als 
j'europäische Werke" geltenden Programme; 

3. Aufstellung in Tabellenform aller gemä'ß § 3b als "Werke 

unabhängiger Produzenten" geltenden Programme; 

4. Kumulierte Angaben über die Sendedauer der jeweiligen 

Kategorien (außereuropäische Werke, europäische Werke, Werke 

von unabhängigen Produzenten). 

5. Gegebenenfalls nähere Angaben gemäß § 3a, sollte die 

Herkunft von Werken nicht zweifelsfrei feststehen. 

Berichtszeitraum ist immer das vorangegangene Kalenderjahr. 

Zu § 3b: 

Als zweite in der Fernseh-Richtlinie vorgesehene Maßnahme zur 

Förderung der europäischen Programmproduktion werden die 

Fernseh-Veranstalter dazu verpflichtet, zumindest 10 v.H. ihrer 

Sendezeit, die nicht aus Nachrichten, Sportberichten, 
Spielshows oder Werbe- und Teletextleistungen besteht oder -
wahlweise ~ 10 v.H. ihre! für die Programmgestaltung 
aufgewendeten Haushaltsmittel der Sendung von Programmen 

vorzubehalten, die von "unabhängigen Produzenten" stammen. 

Ebenso wie die Quotenregelung in § 3a Abs. 1 erfährt die 

Regelung in § 3b durch die Worte "im Rahmen des praktisch 

Durchführbaren und mit angemessenen Mitteln" und "schrittweise 

anhand geeigneter Kriterien" eine Einschränkung, die den 

politischen Charakter auch dieser Bestimmung unterstreicht. 

"Praktisch durchführbar" im Sinne des §3b bedeutet, daß nur 

dann Werke von unabhängigen Produzenten zu berücksichtigen 

sind, wenn diese in ausreichender technischer und 

professioneller Qualität angeboten werden und den inhaltlichen 

Anforderungen des § 2 RFGgenügen. Unter "angemessenen Mitteln" 

im Sinne des § 3b ist zu verstehen, daß nur dann Werke von 

unabhängigen Produzenten zu berücksichtigen sind, wenn diese zu 

marktüblichen Preisen angeboten werden, wobei zu bedenken ist, 

daß die Preise solcher Werke im allgemeinen höher liegen, als 
für Kaufproduktionen außereuropäischen Ursprungs. 
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Zu Z 4 (§§ 5a bis 5f): 

Zu § 5a: 

Diese nicht nur für das Fernsehen', sondern auch für 

geltende Vorschrift' schließt Schleichwerbung kategorisch 

§ 5 Abs. 4 RFG untersagt "unter der Wahrnehmungsgrenze 

liegenden We'rbeseridungen". Die in Art. 10 Abs. 4 

Fernseh-RiChtlinie verbotene Schleichwerbung ist davon 

erfaßt. Die in Art. 1 lit.c Fernseh-Richtlinie und im § 5a 

vorgesehene Regelung entspricht den für Werbesendungen im 

österreichischen Rundfunk (intern) bereits geltenden Regel 

(Punkt 1. 2 .10 und 1. 2 .11 der programmrichtlinien) . 

Zu § 5b: 

Art. 11 der Fernseh~Richtlinie legt die Mindeststandards fü,' 

die Fernsehwerbung für Programme, die inden Mitgliedstaa 

ausgestrahlt werden, fest. Insbesondere wird 

für die Frequenz von Unterbrechungen in. Programmen eingefüh 

Da das Rundfunkgesetz keine Vorschriften über die Unterbrec 

von Programmen durch Werbung enthält und der ORF daher 

gegenübe~ anderen europäis6hen Fernsehanstalten bevorzugt 

ist eine inne~staatliche umseizung notwendig. G~mäß Art~ 

Art. 20 der Fernseh-RiChtlinie bleibt den nationalen 

Gesetzgebern aber unbenommen, strengere Vorschriften 

Unterbrecherwerbung zu erlassen. Auch ein vollständiges Ve 

von Unterbrecherwerbung für den ORF wäre auf dem Boden der 

Richtlinie zulässig. 

Art. 10 Abs. 1 und 2 sowie Art. 11 Abs. 1 der 

Fernseh-RiChtlinie legen die Form der Fernsehwerbung fest. 

Demnach hat Fernsehwerbung grundsätzlich zwischen Sendungen, 

eingefügt zu werden, sie muß durch optische oder akustische 
. , 

Mittel eindeutlg'von anderen Programmteilen getrennt sein 

einzeln ges~ndete Werbes'pots müssen die Ausnahme bilden 

(größtenteils durch § 5 Abs. 4 RFG verwirklicht). 

i, 

In den Abs. 1 bis 5 werden die Bestimmungen des Art. 11 

Fernseh-RiChtlinie umgesetzt. Die Unterbrechung von ProgruUl4l"I'" 
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durch Werbesendungen wird unter Einhaltung bestimmter 

Vorschriften zugelassen. 

Die Unterbrechung von Programmen durch Werbesendungen darf 

gemäß Abs. 1 den Wert der Sendung nicht beeinträchtigen und 

soll die' natürlichen Programmunterbrechungen (beispielsweise 

die Pause bei Fußball-Übertragungen) für Werbezwecke nutzen. 

Auf diesen Sonderfall geht insbesondere Abs. 2 ein, der 

ausdrücklich die Nutzung der Pausen bei deutlich strukturierten 

Ereigriissen und Darbietungen vorschreibt. 

Die Ausstrahlung größerer und in sich geschlossener 

audiovisueller Werke wie Spielfilme oder Fernsehfilme dürfen 

grundsätzlich unterbrochen werden. Diese Unterbrechungen durch 

Werbe sendungen sind jedoch nur gestattet,' wenn die 

programmierte Sendezeit mehr als 45 Minuten beträgt, beträgt 

die programmierte Sendezeit mehr als 90 Minuten, so ist eine 

zweite Unterbrechung gestattet. Eine dritte Unterbrechung ist 

zulässig, wenn die programmierte Sendedauer mehr als 110 

Minuten beträgt. Für längere Sendungen gilt, daß eine weitere 

Unterbrechung zulässig ist, wenn die programmierte Sendedauer 

um mindestens zwanzig Minuten zwei oder mehrere 

45-Minuten-zeiträume übersteigt. Als programmierte Sendezeit 

gilt die tatsächliche Dauer der ursprünglichen Sendung, 

abzüglich aller Pausen oder Unterbrechungen, geplant oder 

ungeplant, die die Fernseh-Ausstrahlung der Sendung verlängern. 

Übertragungen von Gottesdiensten haben von jeglicher 

Unterbrechung durch Werbe sendungen freizubleiben. Ebenfalls 

werbefrei bleiben Nachrichtenmagazine über das aktuelle 

Zeitgeschehen, Dokumentarfilme, Sendungen religiösen Inhaltp 

und Kinderprogramme, so ferne ihre programmierte Sendezeit 

weniger als 30 Minuten beträgt. Übersteigt die programmierte 

Sendezeit der Sendungen dieser Art allerdings 30 Minuten, so 

dürfen diese erst unterbrochen werden, wenn gemäß Abs. 3 

zumindest ein voller zeitraum von 20 Minuten erreicht wird. Für 

allgemeine Dokumentarfilme gilt Abs. 3, für Dokumentarfilme, 

die sich inhaltlich mit dem aktuellen Zeitgeschehen befassen, 

gilt Abs. 4. 
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Zu §§ 5c und 5d: 

Diese beiden Paragraphen sehen detaillierte Vorschriften fü 

die Ausstrahlung von Fernsehwerbesendungen vor. § 5c legt 
allgemein fest, daß Fernsehwerbung an eine Reihe grundlegen er 

Prinzipien gebunden ist, ebenso wie an ethische Grundsätze .. 

Diese Formulierung geht auf Art. 12 der Fernseh-Richtlinie r 

zurück. I r: 
. I 

§ 5d geht über die im Rundfunkgesetz vorgesehene vorschrift! 

über das Verbot von Werbung für spirituosen (§ 5 Abs. 4 RFG 

hinaus. Während Werbesendungen für spirituosen untersagt 

bleiben, gelten für Getränke mit niedrigerem Alkoholgehalt, 

Wein, Bier und vergleichbare Getränke, die im § 5d vorgeseh 

Beschränkungen. 

Zu § 5e: 

Eine weitere Einschränkung erfahren Werbesendungen, die vom ORF 

ausgestrahlt werden, durch § 5e, wonach an Minderjährige ke';ne 

direkten Kaufappelle gerichtet werden dürfen, die deren 
Unerfahrenheit und Leichtgläubigkeit ausnutzen. In der i I 

Gestaltung der Werb~sendungen ist weiters darauf zu achten, ~aß 

keine direkten Aufforderungen an Minderjährige gerichtet 

werden, daß ihr Vertrauen zu Eltern, Lehrern oder anderen 

Personen nicht ausgenutzt wird und daß Minderjährige ni~ht ne 

berechtigten Grund in gefährlichen situationen gezeigt werd 

Diese Bestimmung geht auf Art. 16 Fernseh-Richtlinie zurüc • 

Zu § 5f: 

In Abs. 1 wird gemäß Art. 1 lit.d Fernseh-Richtlinie 

festgelegt, was unter "finanziell unterstützten 

Fernsehsendungen" ("Sponsoring") zu verstehen ist. 

Die Abs. 2 bis 4 entsprechen Art. 17 der Fernseh-Richtlini 

Die Bestimmungen gelten lediglich für das Fernsehen, finan 
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unterstützte Sendunqen im HBrfunk sind von § 5f nicht erfaßt. 
Untersaqt sind insbesondere die Beeinflussunq von Inhalt und 
Programmplatz einer finanziell unterstützten Sendung durch den 

Auftraggeber (Abs. 1 Z 1), die Aufforderung zu Kauf, Miete oder 

Pacht von Erzeugnissen oder zur Inanspruchnahme von 

Dienstleistungen des Auftraggebers oder von Dritten (Abs. 2 

Z 3) und die finanzielle Unterstützung von Nachrichtensendungen 

und Sendungen zur politischen Information (Abs. 4). Ebenso wie 

Werbesendungen sind auch finanziell unterstützte 

Fernsehsendungen durch den Namen oder das Firmenemblem des 

Auftraggebers am Anfang und Ende des Programmes eindeutig zu 

kennzeichnen (Abs. 2 Z 2). 

Abs. 3 schließt die finanzielle Unterstützung von 

Fernsehsendungen aus, deren Auftraggeber sich hauptsächlich mit 

der Herstellung oder dem Verkauf von Erzeugnissen oder der 

Erbringung von Dienstleistungen beschäftigt, für die Werbung 

gemäß § 5 Abs. 4 Rundfunkgesetz oder nach anderen gesetzlichen 

Bestimmungen verboten ist. Darunter sind insbesondere die 

Werbeverbote in § 51 Abs. 1 des Arzneimittelgesetzes, 

BGBl.Nr. 185/1983, in § 25 des Ärztegesetzes, BGBl. Nr. 

373/1984, und in § 52 Abs. 5 des Bundesgesetzes betreffend die 

Regelung des Krankenpflegefachdienstes, der 

medizinisch-technischen Dienste und der Sanitätshilfsdienste, 

BGBl. Nr. 102/1961 zu verstehen. 

Zu Z 5 (§ 33 Abs. 3 und 4) 

Die Anpassungen an die Fernseh-Richtlinie erfolgen im Hinblick 

auf das Zustandekommen des Europäischen Wirtschaftsraumes und 

treten daher gleichzeitig mit diesem in Kraft. 

0091V 

239/ME XVIII. GP - Mündliche Anfrage (gescanntes Original) 25 von 33

www.parlament.gv.at



239/ME XVIII. GP - Mündliche Anfrage (gescanntes Original)26 von 33

www.parlament.gv.at



239/ME XVIII. GP - Mündliche Anfrage (gescanntes Original) 27 von 33

www.parlament.gv.at



.. 

!, . 

239/ME XVIII. GP - Mündliche Anfrage (gescanntes Original)28 von 33

www.parlament.gv.at



, 

REPUBLIK ÖSTERREICH 
BUNDESKANZLERAMT 

A-1014 Wien, Ballhausplatz 2 

Tel. (0222) 531 15/0 

Fernschreib-Nr. 1370-900 

DVR: 0000019 

GZ 680.000/2-V/4/92 

Entwurf eines Bundesgesetzes, 
geändert wird: 

mit dem das Rundfunkgesetz 

Begutachtung; 
Berichtigung .. ~~ .... '1~1 

-: •••• ~<> .... ".,",.~ 
.,ft) 
., ... 1 ............ . 

,""'" 3; D 1. 1;;;0 . ,JJ' 1 

An .', h·~<lt. .' e z.~ ...... : ............. :.J? .. . 
die österreichische PräsidentschaftskeMlzlei . ._.. ..~.~-- ~ 

die Parlamentsdirektion -~ /lur~~~~ 
den Rechnungshof / I V~ 
die Volksanwaltschaft ' 
den Verfassungsgerichtshof 
den Verwaltungsgerichtshof 
alle Bundesministerien 
das Bundesministerium für öffentliche wirtschaft und Verkehr, 

Sektion V 
das Sekretariat von Herrn Vizekanzler Dr. BUSEK 
das Sekretariat von Herrn Bundesminister WEISS 
das Sekretariat von Frau Bundesministerin DOHNAL 
das Sekretariat von Herrn Staatssekretär Dr. DITZ 
alle Sektionen des Bundeskanzleramtes 
den österreichischen Rat für Wissenschaft und Forschung 
die Generaldirektion der österreichischen Bundesforste 
die Generaldirektion der österreichischen Bundesbahnen 
die Generaldirektion für die Post- und Telegraphenverwaltung 
alle Ämter der Landesregierungen 
die Verbindungsstelle der Bundesländer beim Amt der Niederöster­

reichischen Landesregierung 
den Datenschutzrat 
die Geschäftsführung des Familienpolitischen Beirates beim 

Bundesministerium für Umwelt, Jugend und Familie 
den österreichischen Städtebund 
den österreichischen Gemeindebund 
die Bundeskammer der gewerblichen Wirtschaft 
die Bundesarbeitskammer 
die Präsidentenkonferenz der Landwirtschaftskammern österreichs 
den österreichischen Landarbeiterkammertag 
den österreichischen Rechtsanwaltskammertag 
alle Rechtsanwaltskammern 
die österreichische Notariatskammer 
die österreichische Patentanwaltskammer 
die österreichische Ärztekammer 
die österreichische Dentistenkammer 
die Bundeskammer der Tierärzte österreichs 
die österreichische Apothekerkammer 
die Bundesingenieurkammer 
die Kammer der Wirtschaftstreuhänder 
die österreichische Hochschülerschaft 
die Bundeskonferenz der Kammern der freien Berufe 
die Vereinigung österreichischer Industrieller 

239/ME XVIII. GP - Mündliche Anfrage (gescanntes Original) 29 von 33

www.parlament.gv.at



- 2 -

den österreichischen Gewerkschaftsbund 
die Gewerkschaft Öffentlicher Dienst 
den Verhandlungsausschuß der Gewerkschaften des öffentlichen 

Dienstes 

, 

den Hauptverband der österreichischen Sozialversicherungsträger 
die österreichische Bischofskonferenz 
den österreichischen Bundestheaterverband 
die Bundeskonferenz des wissenschaftlichen und künstlerischen 

Personals 
die Bundeskonferenz der Universitäts- und Hochschulprofessoren 
die österreichische Rektorenkonferenz 
den Verband der Professoren österreichs 
das österreichische Normungsinstitut 
den österreichischen Bundesjugendring 
den Verband österreichischer zeitungsherausgeber 
die Bundessportorganisation 
den Hauptverband der Land- und Forstwirtschaftsbetriebe 

österreichs 
den Auto-, Motor- und Radfahrerbund Österreichs 
den österreichischen Automobil-, Motorrad- und Touringclub 
die österreichische Gesellschaft für Gesetzgebungslehre 
die Vereinigung österr. Richter 
die Bundessektion Richter und staatsanwälte in der Gewerkschaft 

öffentlicher Dienst 
die rechtswissenschaftliche Fakultät der Universität wien 
die rechtswissenschaftliche Fakultät der Universität Graz 
die rechtswissenschaftliche Fakultät der Universität Linz 
die rechtswissenschaftliche Fakultät der Universität Salzburg 
die rechtswissenschaftliche Fakultät der Universität Innsbruck 
den österreichischen Wasserwirtschaftsverband 
den österreich ischen Bundesfeuerwehrverband 
den österreichischen Ingenieur- und Architekten-Verein 
den evangelischen Oberkirchenrat A und HB Wien 
den Verband österr. Mittel- und Großbetriebe des Einzelhandels 
den österreichischer Berufsverband der Erzieher 
den österreichischen Verband der Markenartikelindustrie 
die ARGE DATEN 
das österreichische Institut für Rechtspolitik 
die österreichische Arbeitsgemeinschaft für Rehabilitation 
den Vorsitzenden der Konferenz der Unabhängigen 

Verwaltungssenate 
das Institut für Europarecht Wien 
das Forschungsinstitut für Europarecht Graz 
das Forschungsinstitut für Europafragen an der 

wirtschaftsuniversität Wien 
das Zentrum für Europäisches Recht Innsbruck 
das Forschungsinstitut für Europarecht Salzburg 
das Forschungsinstitut für Europarecht Linz 
das Institut für Verfassungs- und Verwaltungsrecht, WU wien 
das österreichische Institut für Menschenrechte 
die Lebenshilfe österreich 
den Vertreter der römisch-katholischen Kirche in Angelegen­

heiten der europäischen Integration Dr. ECKERT 
den Verband der Elektrizitätswerke österreichs 
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Trettenbrein 2475 

Als Anlage übermittelt das Bundeskanzleramt-Verfassungsdienst 

in Berichtigung des versendeten Entwurfs einer Novelle zum 

Rundfunkgesetz die seite 18 der Erläuterungen, die die 

ausgesandte seite 18 zu ersetzen hat. 

t 

25. November 1992 
Für den Bundeskanzler: 

i.v. BERNEGGER 
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Als "von Fernsehveranstaltern unabhängig" im Sinne dieses 

Bundesgesetzes gelten jene Hersteller, deren Tätigkeit nicht 

maßgeblich, mehrheitlich oder vollständig durch Aufträge des 

österreichischen Rundfunks wirtschaftlich bestimmt ist. Dies 

gilt sinngemäß nicht nur für den österreichischen Rundfunk, 

sondern auch für andere in Europa ansässige Fernsehveranstalter. 

Der zweite Satz dieser Bestimmung sieht darüberhinaus vor, 

einen "angemessenen Anteil" solchen Werken vorzubehalten, die 

nicht älter als fünf Jahre, gerechnet ab der Herstellung des 

Werkes, sind. Als "angemessen" gilt ein Anteil von mindestens 

20 v.H. aller von unabhängigen Produzenten hergestellten und 

durch den österreichischen Rundfunk verbreiteten Werke 

innerhalb eines Kalenderjahres. 

Zu Z 2 und 3 (§ 5 Abs. 4 bis 8): 

Der bisherige § 5 Abs. 4 RFG wird in drei Absätze gegliedert. 

Abs. 4 soll die allgemeinen Bestimmungen für die 

Rundfunkwerbung enthalten, Abs. 5 betrifft die kommerzielle 

Werbung in den Hörfunkprogrammen des ORF und Abs. 6 regelt die 

Fernsehwerbung. 

Inhaltlich neu ist nur der letzte Satz des vorgeschlagenen 

Abs. 6, der Art. 18 Abs. 2 der Fernsehrichtlinie umsetzt. 

Die vom ORF wiederholt beanspruchte Erhöhung der Werbezeit im 

Fernsehen wird durch die gegenständliche Novelle nicht 

tangiert. Diese Frage soll gemeinsam mit dem Fragenkomplex 

Privatradio erörtert bzw. gelöst werden. 

Die Abs. 7 und 8 (neu) entsprechen den Abs. 5 und 6 (alt); die 

Verweisungen in Abs. 8 wurden dem geänderten Normtext angepaßt. 
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